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BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

VI ZB 20/20 
Vom 

 
15. März 2022 

 
in dem Rechtsstreit 

 
Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein 

BGHR: ja 

 

ZPO § 519 Abs. 2, § 233 (D) 

a) Zum notwendigen Inhalt der Berufungsschrift gehört gemäß § 519 Abs. 2 ZPO 
die Angabe, für und gegen welche Partei das Rechtsmittel eingelegt wird. Aus 
der Berufungsschrift muss entweder für sich allein oder mit Hilfe weiterer Un-
terlagen, etwa einer der Berufungsschrift beigefügten Ablichtung des ange-
fochtenen Urteils, bis zum Ablauf der Rechtsmittelfrist eindeutig zu erkennen 
sein, wer Berufungskläger und wer Berufungsbeklagter sein soll. 

b) Die erforderliche Klarheit über die Person des Berufungsklägers kann nicht 
ausschließlich durch dessen ausdrückliche Bezeichnung erzielt werden, sie 
kann auch im Wege der Auslegung der Berufungsschrift und der sonst vorlie-
genden Unterlagen gewonnen werden. Hierbei sind, wie auch im Übrigen bei 
der Ausdeutung von Prozesserklärungen, alle Umstände des jeweiligen Ein-
zelfalls zu berücksichtigen (Festhalten an BGH, Beschluss vom 24. Februar 
2021 - VII ZB 8/21, BauR 2021, 1008). 

c) Grundsätzlich darf der Rechtsanwalt auch bei einem so wichtigen Vorgang wie 
der Anfertigung einer Rechtsmittelschrift einer zuverlässigen Büroangestellten 
eine konkrete Weisung erteilen, deren Ausführung er nicht mehr persönlich 
überprüfen muss. Erteilt der Rechtsanwalt allerdings die den Inhalt der Rechts-
mittelschrift betreffende Weisung im Vorfeld der Erstellung des Schriftsatzes, 
entbindet ihn diese Anordnung regelmäßig nicht von seiner Pflicht, das ihm in 
der Folge vorgelegte Arbeitsergebnis vor Unterzeichnung sorgfältig auf die 
richtige und vollständige Umsetzung der anwaltlichen Vorgaben zu überprü-
fen. (Festhalten an BGH, Beschluss vom 12. Mai 2016 - IX ZB 75/15, juris, 
Rn. 8; Senatsbeschluss vom 29. August 2017 - VI ZB 49/16, NJW-RR 2018, 
56 Rn. 10). 

BGH, Beschluss vom 15. März 2022 - VI ZB 20/20 - OLG Stuttgart 
    LG Stuttgart 
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 15. März 2022 durch den Vor-

sitzenden Richter Seiters, die Richterinnen von Pentz und Dr. Oehler, den Richter 

Dr. Klein und die Richterin Dr. Linder 

beschlossen: 

Die Rechtsbeschwerde des Beklagten zu 2 gegen den Beschluss 

des 1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 3. März 

2020 wird als unzulässig verworfen.  

Der Beklagte zu 2 trägt die Kosten des Rechtsbeschwerdeverfah-

rens mit Ausnahme der außergerichtlichen Kosten der Nebeninter-

venientin, die diese selbst trägt. 

Gegenstandswert: bis 500.000 € 

 

Gründe: 

I. 

Der Kläger nimmt die Beklagten, ein Klinikum und den behandelnden Arzt, 

auf Ersatz materiellen und immateriellen Schadens wegen fehlerhafter ärztlicher 

Behandlung und unzureichender Aufklärung in Anspruch. Das Landgericht hat 

seiner Klage gegen beide Beklagten vollumfänglich stattgegeben und diese ge-

samtschuldnerisch zur Zahlung verurteilt und festgestellt, dass sie ihm als Ge-

samtschuldner zum Ersatz des zukünftigen materiellen und nicht vorhersehbaren 

immateriellen Schadens verpflichtet sind. Das landgerichtliche Urteil ist den Be-

klagten am 28. November 2019 zugestellt worden. Mit Schriftsatz vom 30. De-

zember 2019 (Montag) haben die Beklagtenvertreter unter Beifügung einer Ur-
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teilsabschrift "namens und in Vollmacht der Berufungsklägerin" Berufung einge-

legt. Im Rubrum des Schriftsatzes ist als Berufungsklägerin nur der Klinikträger 

genannt. Der Beklagte zu 2 findet in dem Schriftsatz keine Erwähnung. Mit 

Schriftsatz vom 6. Januar 2020 ist "namens und in Vollmacht beider Berufungs-

kläger", die nunmehr auch im Rubrum des Schriftsatzes beide aufgeführt worden 

sind, (erneut) Berufung eingelegt worden. Mit Schriftsatz vom 7. Januar 2020 ha-

ben die Prozessbevollmächtigten der Beklagten unter Bezugnahme auf die erste 

Berufungsschrift ausgeführt, dass sich die Berufungseinlegung vom 30. Dezem-

ber 2019 selbstverständlich auf beide Beklagten beziehe und für beide Beklagten 

erfolgt sei. Auch wenn der Beklagte zu 2 im Rubrum nicht ausdrücklich genannt 

worden sei, sei eine Berufungseinlegung auch für ihn mit diesem Berufungs-

schriftsatz gewollt und beabsichtigt gewesen. Dies ergebe sich aus einer insoweit 

vorzunehmenden Auslegung des Schreibens. Denn der Berufungsschrift sei eine 

Abschrift des erstinstanzlichen angefochtenen Urteils beigefügt gewesen. Dieses 

habe beide Beklagte als Parteien des Rechtsstreits ausgewiesen. Mit Schriftsatz 

vom 9. Januar 2020 hat der Beklagte zu 2 hilfsweise für den Fall, dass der Beru-

fungssenat die Berufungsschrift vom 30. Dezember 2019 als nicht auch in sei-

nem Namen eingelegt ansehe, beantragt, ihm hinsichtlich der Berufungsfrist Wie-

dereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren.  

Der Beklagte zu 2 vertritt die Auffassung, die erste Berufungsschrift sei 

dahingehend auszulegen, dass Berufung auch in seinem Namen eingelegt wor-

den sei. Für die Beklagte zu 1 hätte sich ein Rechtsmittel erübrigt, wenn der Be-

klagte zu 2 das Urteil akzeptiert hätte, denn der Erfüllung der Ansprüche durch 

ihn komme Gesamtwirkung zu. Zudem würden beide Beklagten von derselben 

Rechtsanwaltskanzlei vertreten, hinter beiden stünde derselbe Haftpflichtversi-

cherer und dem Beklagten zu 2 stehe ein arbeitsvertraglicher Freistellungsan-

spruch gegen die Beklagte zu 1 zu. Der Beklagten zu 1 würden in dem Urteil 

2 



- 4 - 

keine Fehler im originären Bereich der Krankenhausträgerin vorgeworfen, son-

dern nur vermeintliche Fehler des Beklagten zu 2 über § 831 BGB zugerechnet. 

Bei der Angabe im Aktivrubrum handele es sich um eine offensichtliche Unrich-

tigkeit bzw. Unvollständigkeit. 

Jedenfalls sei ihm Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. 

Der sachbearbeitende Rechtsanwalt H. habe vor seinem Urlaubsantritt die erfah-

rene Rechtsanwaltsfachangestellte A. angewiesen, die Berufungseinlegung für 

beide Beklagten vorzubereiten. Er habe ausdrücklich angeordnet, das volle 

Rubrum mit den Namen der beiden Beklagten wie im anzufechtenden Urteil auf-

zunehmen und zu beantragen, dass beide Mandanten Berufung einlegten. Im 

Hinblick auf den anstehenden Urlaub habe H. am 20. Dezember 2019 im Über-

gabegespräch mit seinem Stellvertreter Rechtsanwalt S. diesem erklärt, A. auf 

die Frist vom 30. Dezember 2019 hingewiesen und ihr den Inhalt der Berufungs-

schrift wörtlich vorgegeben zu haben. Ferner habe er angekündigt, diese Frist 

noch selbst zu erledigen, da der Schriftsatz nur noch unterschrieben werden 

müsse. Im Anschluss hieran habe S. das Büro verlassen. Da A. das Schreiben 

wegen hohen Arbeitsaufkommens nicht mehr am 20. Dezember 2019 habe ferti-

gen können, habe H. ihr aufgegeben, die Berufungsschrift wie besprochen zu 

fertigen und S. zur Prüfung und Unterschrift vorzulegen. Als S. am 30. Dezember 

2019 festgestellt habe, dass auf der Fristenliste des H. entgegen dessen Ankün-

digung, Berufung noch selbst einzulegen, das Verfahren nicht als erledigt ver-

merkt gewesen sei, habe er zweimal vergeblich versucht, H. zu erreichen. Beim 

Rückruf des H. sei S. selbst wiederum außer Haus gewesen, weshalb dieser nur 

mit A. habe sprechen können. Diese habe erklärt, die Fristsache wie angewiesen 

erstellt und zur Ausfertigung vorbereitet zu haben. H. habe sich noch einmal aus-

drücklich danach erkundigt, ob ausweislich des vorbereiteten Schriftsatzes die 

Berufung wie besprochen und angewiesen für beide Mandanten eingelegt wor-
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den sei, ob das Rubrum die Krankenhausträgerin und den Beklagten zu 2 um-

fasse. Dies habe A. unmissverständlich bejaht. H. habe A. angewiesen, die Be-

rufungsschrift S. zur Ausfertigung vorzulegen. Sodann habe H. das Telefonat mit 

dem Hinweis beendet, für den Rest des Tages telefonisch nicht mehr erreichbar 

zu sein. Wenige Minuten später sei S. in die Kanzlei zurückgekehrt. A. habe ihm 

erklärt, dass sich zwischenzeitlich H. telefonisch davon überzeugt habe, dass sie 

die Berufungsschrift weisungsgemäß, wie bereits am 20. Dezember 2019 vorge-

geben, angefertigt habe. Die Berufungsschrift könne daher nun unterschrieben 

und abgesandt werden. S. habe daraufhin den Inhalt des Schriftsatzes überprüft 

und es seien für ihn keine offensichtlichen Fehler oder Unstimmigkeiten zu er-

kennen gewesen. Insoweit lägen eidesstattliche Erklärungen von A., H. und S. 

vor.  

Mit dem angefochtenen Beschluss vom 3. März 2020 hat das Oberlandes-

gericht die beantragte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zurückgewiesen 

und die Berufung des Beklagten zu 2 als unzulässig verworfen. Zur Begründung 

hat es im Wesentlichen ausgeführt, dass die Berufung am 30. Dezember 2019 

alleine für die Beklagte zu 1, nicht auch für den Beklagten zu 2 eingelegt worden 

sei. Die Berufungsschrift selbst enthalte keinen Hinweis darauf, dass auch der 

Beklagte zu 2 Rechtsmittelführer sein solle. Es sei ein volles Rubrum angegeben 

worden, das ausschließlich die Beklagte zu 1 aufführe und auch keinen Zusatz 

enthalte. Im Weiteren werde ausdrücklich Berufung namens "der Berufungsklä-

gerin" erhoben. Der Wortlaut als solcher spreche daher nicht für eine Berufungs-

einlegung durch den Beklagten zu 2. Gleichwohl stehe einer Auslegung der Be-

rufungsschrift nicht bereits entgegen, dass sie eine eindeutige Bezeichnung ent-

halte und für sich genommen nicht auslegungsbedürftig sei. Vielmehr sei aus-

schlaggebend, ob im Fall einer Diskrepanz zwischen der Parteibezeichnung in 

der Berufungsschrift und dem tatsächlich Gewollten aus den beigefügten Unter-
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lagen und insbesondere dem angefochtenen Urteil zweifelsfrei festgestellt wer-

den könne, wer Rechtsmittelführer sei. Dies sei indes nicht der Fall. Beigefügt 

gewesen sei lediglich das landgerichtliche Urteil. Berufungsschrift und Urteil lie-

ßen aber auch in ihrer Gesamtschau eine zweifelsfreie Bestimmung des Beklag-

ten zu 2 als Rechtsmittelführer nicht zu. Die Erklärung in der Berufungsschrift, 

dass gegen das Urteil Berufung eingelegt werde, mache auch Sinn, wenn sie 

lediglich namens der Beklagten zu 1 erfolge. Der Umstand, dass das landgericht-

liche Urteil beide Beklagten als Gesamtschuldner verurteile, spreche ebenfalls 

nicht für ein Rechtsmittel des Beklagten zu 2. Die Beklagten seien in erster In-

stanz einfache Streitgenossen gewesen und dass von mehreren verurteilten Ge-

samtschuldnern Einzelne ihre Verurteilung hinnähmen, komme durchaus vor. 

Nicht überzeugend sei die Argumentation, eine Berufung der Beklagten zu 1 

wäre unnötig gewesen, wenn der Beklagte zu 2 die Verurteilung akzeptiere, da 

eine Erfüllung durch diesen gegenüber dem Kläger Gesamtwirkung entfalte. Zum 

einen lasse sich daraus, dass ein Gesamtschuldner ein nachteiliges Urteil akzep-

tiere, nicht notwendigerweise ableiten, dass dieser den Anspruch nachfolgend 

erfüllen könne und auch erfülle. Zum anderen enthalte das landgerichtliche Urteil 

einen Feststellungstenor für künftige Schäden, deren spätere Erfüllung sich noch 

weniger absehen lasse. Allein der Umstand, dass die Parteien von denselben 

Prozessbevollmächtigten vertreten worden seien, lasse keinen Rückschluss zu. 

Dem Beklagten zu 2 möge einzuräumen sein, dass, wenn man die internen ver-

sicherungsrechtlichen und arbeitsvertraglichen Regelungen und überdies die be-

handlungsvertraglichen Regelungen kenne, eine alleinige Berufung der Beklag-

ten zu 1 keinen Sinn mache. Indes sei dem Urteil lediglich zu entnehmen, dass 

der operierende Beklagte zu 2 ärztlicher Direktor gewesen sei. Die konkreten ar-

beitsvertraglichen, versicherungsrechtlichen und behandlungsvertraglichen Aus-

gestaltungen ließen sich bestenfalls vermuten, seien aber dem Urteil nicht zu 

entnehmen und nicht als gesichert zugrunde zu legen. 
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Der Wiedereinsetzungsantrag sei zurückzuweisen, denn der Beklagte 

zu 2 habe weder dargetan noch glaubhaft gemacht, dass er ohne Verschulden 

gehindert gewesen sei, die Notfrist zur Berufungseinlegung einzuhalten. Die An-

fertigung einer Rechtsmittelschrift gehöre zu den Aufgaben, die der Rechtsanwalt 

seinem angestellten Büropersonal nicht übertragen dürfe, ohne das Arbeitser-

gebnis selbst sorgfältig zu überprüfen. Dazu gehöre auch die Überprüfung auf 

die richtige Bezeichnung des Rechtsmittelführers. Zwar solle Rechtsanwalt H. 

telefonisch A. gefragt haben, ob die Berufungsschrift beide Mandanten umfasse 

und im Rubrum beide stünden. Diese rein telefonische Nachfrage ersetze aber 

eine persönliche Durchsicht des Schriftsatzes schon wegen der sich hier bestä-

tigenden Fehleranfälligkeit bloßer Nachfragen nicht. Eine Einzelanweisung 

könne zwar den Rechtsanwalt davon entbinden, eine bereits einmal vom Rechts-

anwalt gelesene und geprüfte Rechtsmittelschrift mit punktuellem Korrekturbe-

darf nochmals persönlich zu überprüfen, könne aber nicht von der Verpflichtung 

befreien, das Schriftstück zumindest einmal selbst zu prüfen. Unabhängig davon 

habe diese Prüfungspflicht hier Rechtsanwalt S. oblegen. Dieser habe den Beru-

fungsschriftsatz unterzeichnet. Für die erforderliche eigenverantwortliche Prü-

fung des Schriftsatzes reiche es nicht aus, nur die Information von A. zur Kenntnis 

zu nehmen, wonach Rechtsanwalt H. sich davon überzeugt habe, dass sie die 

Berufungsschrift weisungsgemäß angefertigt habe. Die ordnungsgemäße Über-

prüfung einer Berufungsschrift setze voraus, dass zumindest das Urteil, gegen 

das sich das Rechtsmittel wenden solle, miteinbezogen werde. Hätte Rechtsan-

walt S. das ihm zugängliche Urteil zur Kenntnis genommen, hätte sich ihm offen-

bart, dass die Klage sich sowohl gegen den Arzt als auch gegen den Klinikträger 

gerichtet und das Landgericht beide Beklagten verurteilt habe. In dieser Situation 

hätte er sich selbst darüber vergewissern müssen, wer nunmehr Rechtsmittel-
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führer sein solle. Hätte er gleichwohl Zweifel gehabt, hätte er sich Klarheit ver-

schaffen müssen. Jedenfalls eine Nachfrage beim Mandanten hätte geklärt, in-

wieweit Rechtsmittelauftrag erteilt worden sei. 

Gegen diese Entscheidung wendet sich der Beklagte zu 2 mit der Rechts-

beschwerde. 

 

II.  

Die Rechtsbeschwerde ist nach § 574 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 522 Abs. 1 

Satz 4, § 238 Abs. 2 Satz 1 ZPO statthaft. Sie ist jedoch nicht zulässig, weil die 

Voraussetzungen des § 574 Abs. 2 ZPO nicht erfüllt sind. Entgegen der Auffas-

sung der Rechtsbeschwerde ist eine Entscheidung des Rechtsbeschwerdege-

richts nicht zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung erforderlich. Insbe-

sondere verletzt der angefochtene Beschluss den Beklagten zu 2 nicht in seinem 

verfassungsrechtlich gewährleisteten Anspruch auf Gewährung wirkungsvollen 

Rechtsschutzes (Art. 2 Abs. 1 GG iVm dem Rechtsstaatsprinzip), der es den Ge-

richten gebietet, einer Partei die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht 

aufgrund von Anforderungen an die Sorgfaltspflichten ihres Prozessbevollmäch-

tigten zu versagen, die nach höchstrichterlicher Rechtsprechung nicht verlangt 

werden und den Parteien den Zugang zu einer in der Verfahrensordnung einge-

räumten Instanz in unzumutbarer, aus Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigen-

den Weise erschweren (vgl. Senatsbeschlüsse vom 15. September 2020 - VI ZB 

60/19, NJW-RR 2021, 54 Rn. 7; vom 21. Juli 2020 - VI ZB 25/19, AnwBl 2020, 

685 Rn. 4; vom 17. März 2020 - VI ZB 99/19, NJW 2020, 1809 Rn. 5; vom 16. Ok-

tober 2018 - VI ZB 68/16, NJW-RR 2019, 502 Rn. 6).  

  

6 

7 



- 9 - 

 

Das Berufungsgericht ist zu Recht zu dem Ergebnis gekommen, dass mit 

der Berufungsschrift vom 30. Dezember 2009 lediglich Berufung für die Beklagte 

zu 1 eingelegt worden ist und die im Januar 2020 auch zu Gunsten des Beklagten 

zu 2 eingelegte Berufung verfristet war. Es hat auch dem Beklagten zu 2 die be-

antragte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu Recht versagt und folgerich-

tig seine Berufung als unzulässig verworfen (§ 522 Abs. 1 Satz 1 ZPO). 

1. Ohne Erfolg macht die Rechtsbeschwerde geltend, dass das angegrif-

fene landgerichtliche Urteil den Prozessbevollmächtigten des Beklagten zu 2 am 

28. November 2019 (Datum des Empfangsbekenntnisses) nicht ordnungsgemäß 

zugestellt worden sei, weil das Empfangsbekenntnis keine Unterschrift, sondern 

nur eine Paraphe enthalte, und deshalb die Berufungsfrist nicht am 28. Novem-

ber 2019 in Lauf gesetzt worden sei, so dass die am 6. Januar 2020 auch zusätz-

lich namens des Beklagten zu 2 eingelegte Berufung nicht verfristet sei. Es kann 

dabei dahingestellt bleiben, ob diesem Vorbringen schon entgegensteht, dass 

nach dem eigenen Vortrag der Rechtsbeschwerde der Prozessbevollmächtigte 

des Beklagten zu 2, Rechtsanwalt H., diesen Schriftzug gegenüber dem Pro-

zessbevollmächtigten der Rechtsbeschwerde ausdrücklich als seine Unterschrift 

bezeichnet hat, und ob es rechtlich bedeutsam ist, dass dieses Vorbringen erst-

mals in der Rechtsbeschwerdeinstanz erfolgt ist, so dass sich das Berufungsge-

richt nicht als aufgefordert ansehen musste, diesen Schriftzug mit früheren - un-

beanstandet gebliebenen - Schriftzügen dieses Prozessbevollmächtigten in der 

Instanzakte unter Schriftsätzen und Empfangsbekenntnissen abzugleichen. Der 

Bundesgerichtshof geht in seiner Rechtsprechung davon aus, dass die Zustel-

lung nach § 174 Abs. 1, Abs. 4 ZPO a.F. (vgl. aktuell § 175 Abs.1, Abs. 3 ZPO) 

zu ihrer Wirksamkeit voraussetzt, dass der Rechtsanwalt das ihm zugestellte 

Schriftstück mit dem Willen entgegennimmt, es als zugestellt gegen sich gelten 
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zu lassen, und dies durch Unterzeichnung des Empfangsbekenntnisses beurkun-

det (BGH, Beschluss vom 13. Januar 2015 - VIII ZB 55/14, NJW-RR 2015, 953 

Rn. 7, mwN). Diese Voraussetzungen sind hier - wenn auch zeitlich nach dem im 

Streit stehenden Empfangsbekenntnis - erfüllt worden. Der von der Rechtsbe-

schwerde und in der Entscheidung des Berufungsgerichts in Bezug genommene 

Schriftsatz zur Einlegung der Berufung für beide Beklagte vom 6. Januar 2020 

von Rechtsanwalt H. enthält Ausführungen, wonach das "am 15.11.2019 verkün-

dete und am 28.11.2019 zugestellte Urteil des Landgerichts Stuttgart, Az.: 15 O 

152/13" zum Gegenstand der Berufung gemacht wird. Dies reicht - neben der 

hier nicht zweifelhaften Kenntnis von der Zustellungsabsicht der Geschäftsstelle 

des Landgerichts - für den Vollzug der Zustellung an Rechtsanwalt H. am 28. 

November 2019 aus. Denn damit hat der Prozessbevollmächtigte des Beklagten 

zu 2 bestätigt, das zugestellte Schriftstück an diesem Tag erhalten und mit dem 

Willen entgegengenommen zu haben, es als zugestellt anzusehen. Für den Zeit-

punkt der Zustellung selbst ist es nämlich weder von Bedeutung, wann die Emp-

fangsbestätigung ausgestellt worden ist und welches Datum sie trägt, noch in 

welcher Form dies geschieht; der Empfänger kann vielmehr auf beliebige Weise 

Empfang und Annahmewillen schriftlich bestätigen. Nach der ständigen Recht-

sprechung des Bundesgerichtshofs reicht es zum Nachweis für den wirksamen 

Vollzug einer Zustellung aus, wenn der Prozessbevollmächtigte einer Partei sich 

in einer Rechtsmittelschrift auf das erstinstanzliche Urteil ausdrücklich mit den 

Worten "zugestellt am …" bezieht, sofern auch die weiteren unabdingbaren An-

forderungen an die Vollendung der Zustellung erfüllt sind (vgl. nur BGH, Be-

schluss vom 12. September 2017 - XI ZB 2/17, NJW-RR 2018, 60, Rn. 12 mwN). 

2. Das Berufungsgericht nimmt weiter rechtsfehlerfrei an, dass die Beru-

fungsschrift vom 30. Dezember 2019 den Erfordernissen des § 519 Abs. 2 ZPO 
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hinsichtlich des Beklagten zu 2 nicht genügt, weil nicht innerhalb der am 30. De-

zember 2019 (einem Montag) endenden Berufungsfrist (§ 517 ZPO) zweifelsfrei 

feststand, dass die Berufung auch für diesen eingelegt worden ist. 

a) Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs gehört zum 

notwendigen Inhalt der Berufungsschrift gemäß § 519 Abs. 2 ZPO die Angabe, 

für und gegen welche Partei das Rechtsmittel eingelegt wird. Die Rechtsmittel-

schrift muss entweder für sich allein betrachtet oder mit Hilfe weiterer Unterlagen 

bis zum Ablauf der Rechtsmittelfrist eindeutig erkennen lassen, wer Rechtsmit-

telführer und wer Rechtsmittelgegner sein soll. Dabei sind vor allem an die ein-

deutige Bezeichnung des Rechtsmittelführers strenge Anforderungen zu stellen; 

bei verständiger Würdigung des gesamten Vorgangs der Rechtsmitteleinlegung 

muss jeder Zweifel an der Person des Rechtsmittelklägers ausgeschlossen sein 

(vgl. nur Senatsbeschlüsse vom 30. Mai 2000 - VI ZB 12/00, NJW-RR 2000, 

1661, juris Rn. 6; vom 20. Januar 2004 - VI ZB 68/03, NJW-RR 2004, 862, juris 

Rn. 19; vom 22. September 2009 - VI ZB 76/08, NJW-RR 2010, 277 Rn. 5; vom 

7. November 1995 - VI ZB 12/95, NJW 1996, 320, juris Rn. 8; BGH, Beschlüsse 

vom 24. Februar 2021 - VII ZB 8/21, BauR 2021, 1008 Rn. 8; vom 9. April 2008 

- VIII ZB 58/06, NJW-RR 2008, 1161 Rn. 5; vom 6. Dezember 2006 - IV ZB 

20/06, NJW-RR 2007, 935 Rn. 7; vom 10. Juli 1985 - IVa ZB 8/85, VersR 1985, 

970, juris Rn. 7). Unabdingbar ist, dass alle Streitgenossen genannt werden, die 

Rechtsmittelführer sein sollen (vgl. nur BGH, Beschluss vom 12. November 2020 

- V ZB 32/20, NJW-RR 2021, 506 Rn. 5 mwN). Es existiert nämlich keine Ausle-

gungsregel, dass ein Rechtsmittel im Zweifel für alle unterlegenen Streitgenos-

sen eingelegt wird (BGH, Beschluss vom 12. November 2020 - V ZB 32/20, 

NJW-RR 2021, 506 Rn. 10). 

b) Gemessen an diesen Grundsätzen hat das Berufungsgericht zu Recht 

angenommen, dass innerhalb der Berufungsfrist nicht erkennbar geworden ist, 
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dass mit dem Schriftsatz vom 30. Dezember 2019 auch für den Beklagten zu 2 

Berufung eingelegt werden sollte. 

aa) Die Auslegung von Prozesshandlungen und damit auch der Beru-

fungsschrift unterliegt nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichts-

hofs der freien revisionsrechtlichen Nachprüfung. Sie orientiert sich an dem 

Grundsatz, dass im Zweifel dasjenige gewollt ist, das nach den Maßstäben der 

Rechtsordnung vernünftig ist und dem recht verstandenen Interesse entspricht. 

Lediglich theoretisch mögliche Zweifel, für die tatsächliche Anhaltspunkte nicht 

festgestellt sind, können bei der Auslegung der Berufungsschrift nicht ausschlag-

gebend sein (vgl. nur BGH, Beschluss vom 12. Januar 2010 - VIII ZB 64/09, juris 

Rn. 7 mwN). 

bb) Die daran zu messende Berufungsschrift vom 30. Dezember 2019 ent-

hält nach ihrem Wortlaut keinen Hinweis darauf, dass die Berufung auch für den 

Beklagten zu 2 eingelegt werden sollte. Die alleinige Nennung der Beklagten zu 1 

im Rubrum wie auch die weitere Erklärung, "namens und in Vollmacht der Beru-

fungsklägerin" Berufung einzulegen, weisen vielmehr klar und deutlich nur auf 

die Beklagte zu 1 als Rechtsmittelführerin. Zutreffend hat das Berufungsgericht 

auch angenommen, dass sich aus der der Berufungsschrift beigefügten Ablich-

tung des landgerichtlichen Urteils nichts Anderes ergibt. Diesem Urteil war ledig-

lich zu entnehmen, dass die Beklagten als Gesamtschuldner zu materiellem und 

immateriellem Schadensersatz verpflichtet worden sind und die Mitralklappenre-

konstruktion beim Kläger seitens des Beklagten zu 2 behandlungsfehlerhaft er-

folgt sei und der Kläger in die ebenfalls erfolgte Kryoablation (MAZE-Behandlung) 

nicht eingewilligt habe. Aus diesem Inhalt folgt noch nicht, dass gegen dieses 

Urteil sinnvollerweise nur beide Beklagte Berufung einlegen mussten. Es ist nicht 

ungewöhnlich und kann auf prozess- oder kostenrechtlichen Gründen beruhen, 

dass von zwei verurteilten Gesamtschuldnern nur einer ein Rechtsmittel einlegt 
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(vgl. BGH, Urteil vom 24. Juni 1992 - VIII ZR 203/91, BGHZ 119, 35, juris Rn. 16; 

Beschluss vom 12. November 2020 - V ZB 32/20, NJW-RR 2021, 506 Rn. 10). 

Wie das Berufungsgericht zu Recht ausführt, waren etwaige interne versiche-

rungsrechtliche und arbeitsvertragliche Regelungen, die möglicherweise eine an-

dere Bewertung geboten hätten, dem Urteil oder auch anderen Erkenntnisquellen 

des Gerichts bis zum Ablauf der Berufungsfrist nicht zu entnehmen. Im Übrigen 

hätten allein Zweifel an der alleinigen Rechtsmittelführerschaft der Beklagten 

zu 1 nicht genügt, um eine Rechtsmitteleinlegung auch für den Beklagten zu 2 

anzunehmen, da jeder Zweifel an der Person des Rechtsmittelklägers ausge-

schlossen sein muss (vgl. nur BGH, Beschluss vom 12. November 2020 - V ZB 

32/20, NJW-RR 2021, 506 Rn. 5 mwN). 

3. Das Berufungsgericht hat dem Beklagten zu 2 auch zu Recht die bean-

tragte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand versagt. Die Versäumung der Frist 

zur Einlegung der Berufung beruht auf einem Verschulden seiner Prozessbevoll-

mächtigten, das ihm nach § 85 Abs. 2 ZPO zuzurechnen ist. Das Berufungsge-

richt hat die Anforderungen an die anwaltlichen (Organisations-)Pflichten bei der 

Anfertigung fristgebundener Schriftsätze nicht überspannt, sondern unter Beach-

tung der von der höchstrichterlichen Rechtsprechung aufgestellten Grundsätze 

die Wiedereinsetzung in die versäumte Berufungsfrist rechtsfehlerfrei versagt. 

a) Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs muss grundsätzlich 

im Anwaltsprozess die Berufungsschrift von einem dazu bevollmächtigten und 

bei dem Prozessgericht zugelassenen Rechtsanwalt zwar nicht selbst verfasst, 

aber nach eigenverantwortlicher Prüfung genehmigt und unterschrieben sein 

(vgl. nur BGH, Beschluss vom 10. April 2018 - VIII ZB 35/17, juris Rn. 13). Die 

Anfertigung einer Rechtsmittelschrift gehört zu den Aufgaben, die der Rechtsan-

walt seinem angestellten Büropersonal nicht übertragen darf, ohne das Arbeits-

ergebnis selbst sorgfältig zu prüfen. Diese Aufgabe darf in einem so gewichtigen 
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Teil wie der Bezeichnung des Rechtsmittelführers auch gut geschultem und er-

fahrenem Büropersonal nicht eigenverantwortlich überlassen werden. Insbeson-

dere muss der Rechtsanwalt kontrollieren, ob die Rechtsmittelschrift vollständig 

ist, alle notwendigen Angaben, bei der Berufung also auch die des Rechtsmittel-

führers, richtig enthält und an das richtige Gericht adressiert ist (vgl. BGH, Be-

schluss vom 11. Januar 2001 - III ZR 113/00, NJW 2001, 1070, juris Rn. 16; vom 

22. September 2015 - XI ZB 8/15, NJW-RR 2016, 635 Rn. 10; vom 29. April 1982 

- I ZB 2/82, VersR 1982, 769, juris Rn. 12; vom 8. Februar 2012 - XII ZB 165/11, 

NJW 2012, 1591 Rn. 30; jeweils mwN). Nach dieser Rechtsprechung stellt bei-

spielsweise die Leistung einer Blankounterschrift in Verbindung mit der Erteilung 

des Auftrags zur Fertigung und Einreichung der (ungeprüften) Berufungsschrift 

eine Pflichtwidrigkeit dar (vgl. BGH, Beschluss vom 29. April 1982 - I ZB 2/82, 

VersR 1982, 769, juris Rn. 12).  

b) Den vorgenannten Prüfungspflichten haben die Prozessbevollmächtig-

ten des Beklagten zu 2 bei der Fertigung der Berufungsschrift nicht genügt. 

Rechtsanwalt H. hat die A. lediglich mündlich angewiesen, in den Berufungs-

schriftsatz als Berufungsführer beide Beklagte aufzunehmen. Das schriftliche Er-

gebnis seiner mündlichen Anweisungen hat er nicht selbst kontrolliert. Dass er 

selbst seinem anwaltlichen Urlaubsvertreter schriftlich oder mündlich erklärt 

hätte, dass die Berufung für beide Beklagten einzulegen sei, wird nicht vorgetra-

gen. Rechtsanwalt S. hat sich danach ohne Rücksprache mit Rechtsanwalt H., 

ohne Vergewisserung in der Handakte und ohne Rücksprache mit dem Mandan-

ten auf die mündliche Auskunft der A. verlassen, dass sie den Schriftsatz nach 

den Anweisungen des Rechtsanwalts H. erstellt habe. Damit fehlt es an der er-

forderlichen sorgfältigen Überprüfung der Rechtsmittelschrift, ob die Rechtsmit-

telführer dort zutreffend genannt werden. Dem Verschuldensvorwurf steht nicht 

entgegen, dass der Prozessbevollmächtigte Rechtsanwalt H. die Mitarbeiterin A. 

mündlich angewiesen hatte, wie die Berufungsschrift, nämlich für beide Beklagte, 
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zu erstellen sei und sich dies mündlich nochmals hat bestätigen lassen. Zwar darf 

ein Rechtsanwalt auch bei einem so wichtigen Vorgang wie der Anfertigung einer 

Rechtsmittelschrift einer zuverlässigen Büroangestellten eine konkrete Einzelan-

weisung erteilen, deren Ausführung er grundsätzlich nicht mehr persönlich über-

prüfen muss. Erteilt der Rechtsanwalt allerdings eine den Inhalt der Rechtsmit-

telschrift betreffende Weisung im Vorfeld der Erstellung des Schriftsatzes, so ent-

bindet ihn diese Anordnung regelmäßig nicht von seiner Pflicht, sich das Arbeits-

ergebnis vorlegen zu lassen und vor der Unterzeichnung sorgfältig auf die rich-

tige und vollständige Umsetzung der Vorgaben zu überprüfen (vgl. Senatsbe-

schluss vom 8. Dezember 1992 - VI ZB 33/92, VersR 1993, 1381, juris Rn. 7; 

BGH, Beschluss vom 12. Mai 2016 - IX ZB 75/15, juris Rn. 8 f.). Die vor Fertigung 

und anwaltlicher Durchsicht des Schriftsatzes erteilte Weisung ist insoweit von 

der Anordnung zu unterscheiden, Änderungen am bereits geprüften Schriftsatz 

vorzunehmen. Bei der Umsetzung der einen noch anzufertigenden Schriftsatz 

betreffenden anwaltlichen Weisung ist eine Vielzahl möglicher Fehlerquellen 

denkbar. Der Sorgfalt eines ordentlichen Rechtsanwalts entspricht es, ein ihm 

erstmals vorgelegtes Arbeitsergebnis vor der Unterzeichnung gründlich auf Voll-

ständigkeit und inhaltliche Richtigkeit zu überprüfen (vgl. Senatsbeschluss vom 

29. August 2017 - VI ZB 49/16, NJW-RR 2018, 56 Rn. 10 mwN). Wenn dann im 

Zeitraum zwischen mündlicher Anweisung und Unterzeichnung der Vertretungs-

fall eintritt, treffen die gesteigerten Prüfungspflichten den Vertreter des Rechts-

anwalts, der anhand eines Entwurfs seines Kollegen, einer persönlichen Rück-

sprache mit diesem oder auf der Grundlage eigener Erkenntnisse aus der Hand-

akte oder dem Mandantengespräch die Richtigkeit der Rechtsmittelschrift, insbe-

sondere der Benennung der Rechtsmittelführer, zu prüfen hat und sich nicht ohne 

jede weitere Erkenntnisquelle auf die mündliche Auskunft der Mitarbeiterin, den 

Schriftsatz weisungsgemäß erstellt zu haben, verlassen darf. Zu Recht weist das 
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Berufungsgericht darauf hin, dass schon ein Blick auf das angegriffene Urteil An-

lass für Rechtsanwalt S. gegeben hätte, an der Richtigkeit der Auskunft der A. zu 

zweifeln. 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1, § 101 Abs. 1 ZPO. 

Seiters von Pentz Oehler 
 
  
 Klein Linder  
 

Vorinstanzen: 

LG Stuttgart, Entscheidung vom 15.11.2019 - 15 O 152/13 -  

OLG Stuttgart, Entscheidung vom 03.03.2020 - 1 U 28/20 -  
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